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3 7 3 . Verordnung: Pauschalierung von Nebengebühren für Angehörige alpiner Einsatzgruppen
der Zollwache

3 7 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 128 Sternwald Straße im Bereich der
Gemeinde Haslach an der Mühl in Oberösterreich

3 7 5 . Verordnung: Errichtung einer zweiten Notarstelle in Zell am See

3 7 6 . Verordnung: Neuerliche Änderung der Verordnung betreffend die Höhe der Flugsiche-
rungsstreckengebühren

3 7 7 . Kundmachung: Staatsflagge und Staatswappen der Republik Kuba

3 7 8 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Durchführungsbestimmungen betreffend
die Gewerbesteuer durch den Verfassungsgerichtshof

3 7 9 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Ingenieurkammergesetzes durch den
Verfassungsgerichtshof

8 7 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 25. Juni 1973 über die
Pauschalierung von Nebengebühren für An-
gehörige alpiner Einsatzgruppen der Zoll-

wache

Auf Grund der §§ 19 a und 20 in Verbindung
mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustim-
mung des Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. (1) Dem Beamten, der einer alpinen Ein-
satzgruppe der Zollwache angehört, gebührt für
jedes Kalenderhalbjahr eine pauschalierte Auf-
wandsentschädigung und für jede Stunde der
Teilnahme an alpinen Rettungs- und Bergungs-
einsätzen eine Erschwerniszulage.

(2) Dem Zollwach-Bergführer, der im vorange-
gangenen Kalenderjahr mindestens einmal als
Leiter oder Lehrer eines Ausbildungslehrganges
an der Zollwach-Hochgebirgsschule eingesetzt
war, gebührt für jedes Kalenderhalbjahr eine
Aufwandsentschädigung in dem für Angehörige
alpiner Einsatzgruppen der Zollwache festgesetz-
ten Höchstausmaß. Ist der Zollwach-Bergführer
zugleich auch Angehöriger einer alpinen Einsatz-
gruppe der Zollwache, dann ist er vom Anspruch
auf die Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 aus-
geschlossen.

(3) Dem nicht unter Abs. 1 fallenden Zoll-
wachbeamten, der an einem alpinen Rettungs-

und Bergungseinsatz teilgenommen hat, gebührt
eine Erschwerniszulage gleichwie einem Ange-
hörigen einer alpinen Einsatzgruppe der Zoll-
wache.

§ 2. (1) Die pauschalierte Aufwandsentschädi-
gung beträgt:

1. wenn der Beamte im vorangegange-
nen Kalenderhalbjahr an einer alpinen
Einsatzübung teilgenommen hat . . 480 S

2. ansonsten 240 S

3. für den Zollwach-Bergführer im Sinne
des § 1 Abs. 2 480 S

(2) Die für das erste Kalenderhalbjahr ge-
bührende Aufwandsentschädigung ist am 1. Jän-
ner und die für das zweite Kalenderhalbjahr
gebührende Aufwandsentschädigung am 1. Juli
auszuzahlen. Sind diese Tage keine Arbeitstage,
so ist die Aufwandsentschädigung am vorher-
gehenden Arbeitstag auszuzahlen.

§ 3. Die Erschwerniszulage beträgt für jede
Einsatzstunde 0'2 v. H. des Gehaltes (einschließ-
lich allfälliger Teuerungszulagen) der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der All-
gemeinen Verwaltung. Bruchteile einer Einsatz-
stunde von mehr als 20 Minuten gelten als volle
Einsatzstunde.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft.

Androsch

4 172



1702 83. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1973 — Nr. 374 bis 377

3 7 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. Juli 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 128 Sternwald Straße im Bereich der
Gemeinde Haslach an der Mühl in Ober-

österreich

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 128 Sternwald Straße
wird im Bereich der Gemeinde Haslach an der
Mühl wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 42,392 (neu) von der bestehenden Straße
in westlicher Richtung ab, verläuft nördlich der
Gemeinde Haslach an der Mühl in gestreckter
Linienführung und bindet bei km 43,268 (neu)
in die derzeitige Straßentrasse wieder ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der oberösterreichischen Lan-
desregierung und beim Gemeindeamt Haslach an
der Mühl aufliegenden Planunterlagen zu er-
sehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf diesen Straßen-
teil Anwendung. Die Grenzen des Straßen-
baugebietes sind den aufliegenden Plänen zu ent-
nehmen.

Moser

3 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 18. Juli 1973 betreffend die Er-
richtung einer zweiten Notarstelle in Zell am

See

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Salzburg wird
mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 1973 eine
weitere Notarstelle mit dem Amtssitz in Zell am
See errichtet.

Broda

3 7 6 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 25. Juli 1973, mit der die Ver-
ordnung betreffend die Höhe der Flugsiche-
rungsstreckengebühren neuerlich geändert

wird

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 3 Abs. 3
des Bundesgesetzes betreffend Flugsicherungs-
streckengebühren, BGBl. Nr. 57/1972, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung betreffend die Höhe der Flug-
sicherungsstreckengebühren, BGBl. Nr. 58/1972,
in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 212/
1972 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 werden die Datumsangabe „1. März
1972" durch die Datumsangabe „1. August 1973",
die Zahl „3,4255" durch die Zahl „3,8061" und
die Zahl „1,7908" durch die Zahl „1,9897" er-
setzt.

2. Im § 2 Abs. 1 werden in der Spalte 2 der
Tabelle die Zahl „34,19" durch die Zahl „38,15",
die Zahl „54,82" durch die Zahl „61,43" und die
Zahl „50,14" durch die Zahl „56,19" ersetzt.

3. Im § 2 Abs. 3 haben die Angaben in der
Spalte 2 wie folgt zu lauten:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. August 1973 in
Kraft.

Frühbauer

3 7 7 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
3. Juli 1973 betreffend die Staatsflagge und

das Staatswappen der Republik Kuba

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Markenschutz-
gesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten kundgemacht, daß § 6 Abs. 1
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des Markenschutzgesetzes 1970 auf die Staats-
flagge und das Staatswappen der Republik Kuba,
deren Darstellungen im Markenregister des
Österreichischen Patentamtes für jedermann zur
Einsicht aufliegen, Anwendung findet.

Staribacher

3 7 8 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 16. Juli 1973 betreffend
die Aufhebung des Abs. 3 im Abschnitt 22
der Durchführungsbestimmungen betreffend
die Gewerbesteuer (DE-GewSt 1954), Erlaß
des Bundesministeriums für Finanzen vom
27. Oktober 1954, Z. 94.800-9/54, durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 wird
kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 28. Juni 1973, V 12/73, den Abs. 3 in Ab-
schnitt 22 der Durchführungsbestimmungen be-
treffend die Gewerbesteuer (DE-GewSt 1954),
Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom

27. Oktober 1954, Z. 94.800-9/54, verlautbart im
Amtsblatt der österreichischen Finanzverwaltung
Nr. 227/1954, als gesetzwidrig aufgehoben.

Androsch

3 7 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. Juli 1973 über die Aufhebung eini-
ger Worte im § 72 Abs. 7 des Ingenieur-
kammergesetzes durch den Verfassungs-

gerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 29. Juni 1973, G 1, 2, 3, 4/73-19,
V 5/73, — dem Bundeskanzleramt zugestellt
am 20. Juli 1973 — die im § 72 Abs. 7 des Bun-
desgesetzes vom 22. Jänner 1969, BGBl. Nr. 71,
über die Ingenieurkammern (Ingenieurkammer-
gesetz) enthaltenen Worte „und für Tirol und
Vorarlberg" als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Häuser
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